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Die Justizministerinnen und Justizminister von Bund und Ländern haben sich am 5.6.2025 in Bad Schandau zu ihrem sechs-

ten Bund-Länder-Digitalgipfel getroffen (vgl. BMJV, PM Nr. 17/2025 v. gleichen Tag). Im Fokus des Treffens stand die Fortfüh-

rung der gemeinsamen Aktivitäten von Bund und Ländern für die weitere Digitalisierung der Justiz im Rahmen eines neuen

Pakts für den Rechtsstaat. Verabschiedet wurde eine gemeinsame Erklärung zum Einsatz von Künstlicher Intelligenz (KI) in

der Justiz. Mit der Erklärung betonten die Ministerinnen und Minister, dass der Einsatz von KI großes Potenzial für Effizienz-

steigerungen und die Optimierung von Geschäftsprozessen in der Justiz birgt. Gleichzeitig könne Rechtssuchenden der Kon-

takt mit den Gerichten und Staatsanwaltschaften erleichtert werden. Die Erklärung bekenne sich zum Einsatz von menschen-

zentrierten und vertrauenswürdigen KI-Systemen in der Justiz. Einigkeit bestehe zugleich darin, dass die endgültige Ent-

scheidungsfindung stets eine von Menschen gesteuerte Tätigkeit bleiben muss. Bundesministerin der Justiz und für Verbrau-

cherschutz Dr. Stefanie Hubig erklärte: „Nur mit einer konsequenten Digitalisierung erhalten wir die Handlungsfähigkeit der

Justiz – und stärken damit den Rechtsstaat. Mit dem Digitalgipfel setzen Bund und Länder ein klares und gemeinsames

Zeichen für eine moderne, zukunftsfeste Justiz. Wir sind uns einig: Der Einsatz von Künstlicher Intelligenz kann auch in der

Justiz eine große Unterstützung sein – darunter Routineaufgaben, die Bewältigung von Massenverfahren und die Analyse

von großen Datenmengen. Und gleichzeitig gilt immer: KI kann menschliche Entscheidungen in der Justiz nicht ersetzen.

Die Justiz funktioniert nur mit den Menschen, die sie täglich tragen. Es geht mit einem neuen Pakt für den Rechtsstaat

perspektivisch auch um die Fortsetzung gemeinsamer Digitalisierungsprojekte.“ Beim Treffen ging es insbesondere um fol-

gende Themen: (1) Digitalsäule eines neuen Pakts für den Rechtsstaat, (2) Gemeinsame KI-Strategie von Bund und Ländern

für die Justiz und (3) Reformkommission „Zivilprozess der Zukunft“.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BGH: Nie wieder keine Ahnung

a) Werktitel sind in der Regel nur gegen eine un-

mittelbare Verwechslungsgefahr imengeren Sinn

geschützt. Eine solcheGefahreinerunmittelbaren

Verwechslung liegt dann vor, wenn aufgrund der

Benutzung des angegriffenen Titels die Gefahr

besteht, dass der Verkehr den einen Titel für den

anderen hält und dadurch über die Identität der

bezeichneten Werke irrt. Betreffen die zu verglei-

chendenTitel unterschiedlicheWerke, so scheidet

die Annahme einer unmittelbaren Verwechs-

lungsgefahr mangels Werknähe regelmäßig aus,

wenn der angesprochene Verkehr das eine Werk

aufgrund der Unterschiede nicht für das andere

hält (vgl. BGH, Urteil vom 22. März 2012 – I ZR

102/10, GRUR 2012, 1265 [juris Rn. 23] = WRP

2012, 1526 – Stimmt’s?; Abgrenzung zu BGH, Ur-

teil vom 23. Januar 2003 – I ZR 171/00, GRUR

2003, 440 [juris Rn. 27]=WRP2003, 644 –Winne-

tousRückkehr).

b) Ausnahmsweise kommt bei einer Gefahr der

Annahme vonwirtschaftlichen oder organisatori-

schen Verbindungen durch den angesprochenen

Verkehr einweitergehender Schutz desWerktitels

gegen eine Täuschung über die betriebliche Her-

kunft unter demGesichtspunkt einer unmittelba-

ren Verwechslungsgefahr imweiteren Sinn in Be-

tracht. Voraussetzung für diesen erweiterten

Schutz gegen Verwechslungsgefahr ist, dass der

Verkehr mit einemWerktitel gleichzeitig auch die

Vorstellung einer bestimmten betrieblichen Her-

kunft verbindet (vgl. BGH, Urteil vom 19. Novem-

ber 1992 – I ZR 254/90, BGHZ 120, 228 [juris

Rn. 24] – Guldenburg; Urteil vom 22. September

1999 – I ZR 50/97, GRUR2000, 504 [juris Rn. 30] =

WRP 2000, 533 – FACTS). Bei der Beurteilung der

dafür erforderlichen hinreichenden Bekanntheit

des Titels sind die Umstände des Einzelfalls zu be-

rücksichtigen.

c) Neben der hinreichenden Bekanntheit ist für

die Annahme einer unmittelbaren Verwechs-

lungsgefahr im weiteren Sinn regelmäßig ein

gewisser sachlicher Zusammenhang zwischen

den gekennzeichneten Produkten und dem un-

ter dem in Frage stehenden Titel veröffentlichten

Werk erforderlich (vgl. BGH, Urteil vom 12. No-

vember 1998 – I ZR 84/96, GRUR 1999, 581 [juris

Rn. 25] = WRP 1999, 519 – Max).

d) Bei dem Erfordernis einer hinreichenden Be-

kanntheit einerseits und eines gewissen sachli-

chen Zusammenhangs zwischen den gekenn-

zeichneten Produkten und dem unter dem in

Frage stehendenTitel veröffentlichtenWerk ande-

rerseits handelt es sich um kumulative Vorausset-

zungen für eine unmittelbare Verwechslungsge-

fahr imweiteren Sinn, die grundsätzlich unabhän-

gig voneinander zu beurteilen sind (vgl. BGH,

GRUR1999, 581 [jurisRn. 23und24bis29] –Max).

BGH, Urteil vom 7.5.2025 – I ZR 143/24
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-1409-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Geschäftsführerhaftung

Dem Gerichtshof der Europäischen Union wird

zur Auslegung von Art. 101 AEUV folgende Fra-

ge zur Vorabentscheidung vorgelegt:

Steht Art. 101 AEUV einer Regelung im nationa-

len Recht entgegen, nach der eine juristische

Person, gegen die eine nationale Wettbewerbs-

behörde ein Bußgeld wegen eines durch ihr Lei-

tungsorgan begangenen Verstoßes gegen

Art. 101 AEUV verhängt hat, den ihr dadurch

entstandenen Schaden von dem Leitungsorgan

ersetzt verlangen kann?

BGH, Beschluss vom 11.2.2025 – KZR 74/23
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-1409-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Vertretung der atypischen KG auf

Aktien

Die Kommanditgesellschaft auf Aktien, deren

einzige persönlich haftende Gesellschafterin

keine natürliche Person ist (atypische Komman-

ditgesellschaft auf Aktien), wird bei Rechtsge-

schäften mit ihrer Komplementärgesellschaft

von ihrem Aufsichtsrat vertreten (Fortführung

von BGH, Urteil vom 29. November 2004 – II ZR

364/02, ZIP 2005, 348).

BGH, Beschluss vom 7.5.2025 – II ZB 2/24
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-1409-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: EuGH-Vorlage zur Auslegung des

Begriffs „Inverkehrbringen“ i. S. d.

Art. 5 Abs. 1 VO (EG) 864/2007

Dem Gerichtshof der Europäischen Union wer-

den zur Auslegung der Verordnung (EG) Nr. 864/

2007 des Europäischen Parlaments und des Ra-

tes vom 11. Juli 2007 über das auf außervertrag-

liche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht

(„Rom II“) folgende Fragen zur Vorabentschei-

dung vorgelegt:

1. Ist der Begriff „Inverkehrbringen“ im Sinne des

Art. 5 Abs. 1 VO (EG) 864/2007 dahingehend zu

verstehen, dass ein Produkt auch dann in dem

Staat in Verkehr gebrachtwird, in demder Endab-

nehmer es von einem Händler erwirbt, wenn der
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